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W
ie kommt die Wirtschaft aus
der aktuellen Rezession her-
aus? Wenn es nach dem frü-
heren Außenminister und

Grünen-Politiker Joschka Fischer geht,
dann ist die Antwort klar: Es gibt nur ei-
nen grünen Ausweg. „Wir dachten, wir ha-
ben die Welt wissenschaftlich und wirt-
schaftlich im Griff. Das war ein Fehler,
für den wir jetzt einen hohen Preis zah-
len“, sagt Fischer im Gespräch mit der
F.A.Z. Man dürfe niemals der Hybris ver-
fallen, die Natur auszublenden. An die-
sem Punkt sei ein Vorangehen und auch
eine europäische Vorreiterrolle ökono-
misch vernünftig; weil dadurch die Märk-
te von morgen entstünden, so Fischer wei-
ter. Die Finanzindustrie habe dabei schon
begonnen, ihre Investitionen in die richti-
ge, also nachhaltige Richtung zu lenken,
so der frühere Grünen-Politiker weiter.

In der Finanzbranche steht nicht erst
seit der Corona-Krise die immer engere
Verknüpfung von Nachhaltigkeit und Inves-
titionen im Fokus. Nicht wenige Fondsge-
sellschaften oder Versicherer werben
schon seit längerer Zeit mit besonders grü-
nen, sauberen oder nachhaltigen Portfo-
lios. Einig ist man sich in der Branche über
die Bedeutung der Thematik. Auseinander-
gehen die Meinungen aber bezüglich der
Frage, welchen Ansatz Investoren verfol-
gen sollen, um den Klimawandel zu stop-
pen. Auf der einen Seite wird der sofortige
und komplette Abzug von Kapital aus fossi-
len Energieerzeugern oder schmutzigen In-
vestments gefordert – was unter dem Be-
griff Divestment (Desinvestition) zusam-
mengefasst wird. Die andere Seite argu-
mentiert, dass man sich nicht auf einen
Schlag von noch immer wichtigen Indus-

trien trennen könne und es sinnvoller sei,
den Transformationsprozess der Unterneh-
men zu mehr Nachhaltigkeit zu begleiten.

Zu dieser Gruppe gehört auch Christian
Staub, Europa-Chef eines der größten Ver-
mögensverwalter der Welt, Fidelity. Er be-
tont, dass man keine Ökonomie, die über
50 Jahre auf fossile Brennstoffe aufgebaut
habe, von heute auf morgen umlenken
könne – das müsse man schrittweise tun.
Vom Divestment-Gedanken hält Staub da-
her wenig, das sei „die Ultima Ratio“.
Zwar wolle die EU in 30 Jahren rund ein
Drittel ihres Energiebedarfs mit erneuer-
baren Energien abdecken, so Staub weiter.
„Das heißt aber auch, dass 68 Prozent im-
mer noch aus fossilen oder atomaren
Brennstoffen kommen.“ Er warnt davor,
sich zu drastischen Maßnahmen hinrei-
ßen zu lassen. Schließlich habe der Um-
bau der Ökonomie auch mit Wissenstrans-
fer zu tun. Treffe man solche Entscheidun-
gen zu schnell, führe das zu größeren nega-
tiven Effekten wie etwa hoher Arbeitslo-
sigkeit. „Man kann Arbeitskräfte nicht
von einer Industrie in die andere verpflan-
zen“, gibt Staub zu bedenken. Man müsse
die Unternehmen schon mit Härte zur
Nachhaltigkeit verpflichten – aber mit ei-
ner gewissen Zeitschiene. Nach Meinung
von Staub müsse die Politik diese Zeit-
schiene klarer definieren.

„Ich sehe nicht, dass wir mit der Tech-
nologie von heute in den Märkten von
morgen groß reüssieren können“, sagt Fi-
scher. Die Grundsatzfrage laute doch, ob
an der Dekarbonisierung festgehalten
werden solle. Wenn nicht, müsse man die
Förderer fossiler Energien Schritt für
Schritt ausschließen – eine Entwicklung,
die man schon jetzt sehe. Einen Beitrag

dazu leisten auch Innovationen, so Fi-
scher. „Die Steinzeit ist ja nicht zu Ende
gegangen, weil es einen Mangel an Stei-
nen gegeben hat, sondern weil sich Tech-
nologien entwickelt haben“, sagt Fischer
und betont: Ökologie und Ökonomie dür-
fen sich nicht ausschließen. Es spreche
für den marktwirtschaftlichen Grundge-
danken, die Krise auch als Chance zu be-
greifen, so Fischer.

Ein „Back to normal“ kann sich Fi-
scher dagegen nicht vorstellen. Kehre
man einfach zum Status quo zurück, hie-
ße das, dass man eigentlich nichts bis we-
nig aus der Krise gelernt habe. Dazu
zählt er etwa Flüge, die faktisch weniger
kosten als ein Abendessen: „Glauben wir
allen Ernstes, dass wir einen Flugverkehr
wie vor Covid-19 haben werden?“ Er

sehe das nicht. „Und damit wir uns nicht
missverstehen, die Folgen werden irrever-
sibel sein.“

Um die Klimaziele umzusetzen, brau-
che es aber eine Annäherung von Politik
und Finanzindustrie, ergänzt Christian
Staub. Die Finanzkrise habe zu großen
Gräben geführt – und auch zu viel Skep-
sis. Jetzt sei man aber auf die Branche an-
gewiesen, um die großen Investitionsvolu-
men aufbringen zu können. Die EU spre-
che von jährlich gut 300 Milliarden Euro
in den nächsten 30 Jahren, die zusätzlich
investiert werden müssen, um die für
2030 gesteckten Klimaziele zu erreichen,
so Staub. „Die Staaten können das nicht

eigenständig stemmen.“ Den großen Ver-
mögensverwaltern und der Finanzindus-
trie komme daher eine zentrale Rolle zu,
findet er. Dabei müsse man die schon be-
stehenden Portfolios CO2-neutral umge-
stalten und nicht etwa separat neu bauen.
Dafür stehen die Investoren im direkten
Austausch mit den Unternehmen und
dem Management und können, wenn er-
forderlich, auf Hauptversammlungen so-
gar gegen das Management stimmen, sagt
Staub. Das passiere immerhin bei 25 Pro-
zent aller Aktionärstreffen, fügt er hinzu.

Es komme aber nicht nur auf den Staat
und die großen institutionellen Investo-
ren an, findet Fischer. Vor allen Dingen
müsse die Initiative von den Privatanle-
gern kommen. Die Bereitschaft der jünge-
ren Generation verändere auch die Sicht
der Investoren auf die Welt, sagt er. Die
aktuelle Krise biete die Chance, ein
Stück weit aus den Schützengräben her-
auszukommen, findet Fischer. „Ich darf
an die Debatten von früher erinnern“,
holt der frühere hessische Umweltminis-
ter aus. Damals sei es üblich und kosten-
günstig gewesen, den Dreck in den Flüs-
sen zu entsorgen. „Das hat zu katastro-
phalen Zuständen und Artensterben ge-
führt.“ Mit dem Abwasserreinigungsge-
setz, das erste große Umweltschutzgesetz
in der Bundesrepublik West, begann
dann eine Veränderung, so Fischer wei-
ter. „All das galt als furchtbarer Eingriff
in die existierende Ökonomie. Von heute
aus gesehen war das ein Riesenfort-
schritt, der der Wirtschaft genutzt hat.“

Krisen führen immer zu Gewinnern
und Verlierern, sagt Staub. „Als Investo-
ren sind wir angehalten, uns eine Mei-
nung über diese zu machen und die Kapi-
talströme dementsprechend zu lenken.“

Dabei sei interessant zu sehen, dass sich
die nachhaltigen Investments in der Kri-
se besser entwickelt haben als die nicht-
nachhaltigen, betont Staub. Lässt ein
nachhaltiges Portfolio aber auch wirklich
Diversifikation zu, wenn ganze Bran-
chen einfach ausgeschlossen werden?
Dazu sagt Staub, dass „grüne Diversifi-
kation“ nicht mehr separat stattfinde:
„Alle Branchen haben verstanden, jetzt
nachhaltiger und grüner zu werden.“

Der Wandel werde jedoch alles andere
als einfach, betont Fischer: Dazu müsse
man sich nur den Kollaps der Ölpreise an-
sehen, der Konsequenzen auf das Umsteu-
ern in Richtung erneuerbare Energien
habe. Zugleich sei es unverzichtbar, dass
man diese Richtung einschlage, betont Fi-
scher. Man dürfe nicht vergessen, dass
sich viele Unternehmen schon umgestellt
haben und nachhaltiger geworden sind.
„Wollen wir sie unterstützen, oder bestra-
fen wir sie, indem wir auf alte Technolo-
gien zurückgreifen?“, fragt Fischer.

„Fossile Brennstoffe haben langfristig
keine Zukunft“, meint Staub. Er glaubt
nicht an das Argument vieler Value-Inves-
toren, dass die Aktien der Öl-, Gas- und
Kohlekonzerne unterbewertet seien. Das
sei eine kurzfristige Diskussion, findet
er. Die Ölindustrie leide zwar dramatisch
am Preisverfall des Rohstoffes. Gleichzei-
tig sei es jedoch auch die Industrie, die
die höchsten Volumina in die Erfor-
schung von erneuerbaren Energien ste-
cke. „Die Firmen wollen auch künftig er-
folgreich sein“, ergänzt Staub. Man brau-
che einen ganzheitlichen Ansatz, um
eine alte Wirtschaft sequentiell umzubau-
en. „Das können wir nicht überstürzt
tun, dafür sind die Abhängigkeiten unter-
einander zu groß.“

GRÜNE FINANZEN

rit. ZÜRICH. Als im März die Aktienkur-
se wegen der Corona-Krise tief in den Kel-
ler rauschten, haben die meisten vermö-
genden Anleger Ruhe bewahrt. Nur die we-
nigsten gerieten in Panik und trennten
sich von ihren Wertpapieren. Etliche kauf-
ten sogar Aktien zu. Dies ist das Ergebnis
einer Studie der Abteilung für Asset Ma-
nagement der Johannes-Keppler-Universi-
tät Linz, die von der Liechtensteiner Pri-
vatbank LGT in Auftrag gegeben wurde.
Sie wird am Montag veröffentlicht, liegt
der F.A.Z. aber vorab vor.

„Die meisten Investoren haben beson-
nen auf den Kurssturz reagiert“, sagt der
Studienleiter Professor Teodoro Cocca im
Gespräch mit der F.A.Z. Seine Erkenntnis-
se beruhen auf der Befragung von 127 An-
legern aus der Schweiz, die über ein frei
verfügbares Anlagevermögen von jeweils
mehr als 900 000 Franken verfügen. Coc-
ca glaubt, dass die Ergebnisse bei einer
Umfrage unter vermögenden deutschen
Privatinvestoren sehr ähnlich ausgefallen
wären. In der Vergangenheit habe man im-
mer wieder gesehen, dass reiche Deutsche
und Schweizer ähnlich auf Krisen an den
Aktienmärkten reagierten.

Die knappe Mehrheit der befragten Eid-
genossen hat ihr Portfolio zwischen Mitte
Februar und Ende April einfach gar nicht
angerührt. Cocca räumt ein, dass dies
wohl auch mit der hohen Geschwindigkeit
der Talfahrt an den Börsen zu erklären sei.
Will heißen: Der Überraschungseffekt ver-
hinderte eine schnelle Reaktion. Und da
es schon kurz nach dem starken Kursein-
bruch zu einer raschen Erholung kam, sah
man hernach auch keine Veranlassung
mehr zu handeln. Der Kursverlauf habe
die Anleger insgesamt in der von vielen
Beratern gestützten Haltung bestärkt,
nicht aufgrund kurzfristiger Schwankun-
gen von einer einmal gewählten, langfristi-
gen Anlagestrategie abzuweichen. Damit
bestätige sich die Lehre aus der Finanzkri-

se 2008: „Damals hat sich auch ausge-
zahlt, im Markt investiert zu bleiben.“ Um
die Anleger in Panik zu versetzen, müsse
offenkundig noch mehr passieren.

„Nur wenige der Anleger sind in die Fal-
le getappt, bei tiefen Kursen zu verkau-
fen“, sagt Cocca. Der Umfrage zufolge be-
trug der Anteil derer, die sich ausschließ-
lich als Aktienverkäufer betätigten, im be-
treffenden Zeitraum 5 Prozent. Rund 24
Prozent nutzten die Kursschwankungen
für Zukäufe; 21 Prozent haben Aktien so-
wohl gekauft als auch verkauft. Sowohl in
der ersten als auch in der zweiten Phase
der Corona-Krise hätten sich die Anleger
mehrheitlich für günstige Zukäufe ent-
schieden. „Insgesamt deuten die Umfrage-
ergebnisse darauf hin, dass die Anleger
den Mut nicht verloren haben. Sie gehen
überwiegend davon aus, dass die Aktien-
märkte trotz der globalen Krise nicht kolla-
bieren werden.“ Für diese Zuversicht spre-
che auch, dass es die meisten Privatkun-
den nicht für notwendig erachteten, sich
mit Derivaten gegen Kursrückschläge ab-
zusichern, berichtet Cocca.

Kein gutes Zeugnis stellen die Privatan-
leger in dieser Krise hingegen ihren Ban-
ken und deren Beratern aus: „Ein großer
Teil der Kunden fühlte sich alleingelassen

und ist entsprechend unzufrieden“, sagt
der Studienleiter. So habe es oft viel zu lan-
ge gedauert, bis die Berater auf den krisen-
haften Markteinbruch reagiert und sich
bei ihren Kunden gemeldet hätten. Ver-
trauen hätten die Banken insbesondere
bei jenen Kunden verloren, die ihre Anla-
geentscheidungen sowieso selbständig trä-
fen und keine sonderlich enge Beziehung
zu ihrer Bank oder ihrem Berater pfleg-
ten. Diese Kunden könnten nun erst recht
zu dem Schluss kommen, dass nun der
Wechsel zu einer preisgünstigen Online-
Bank angezeigt sei. „Bei den Privatbanken
sollten die Alarmglocken läuten“, warnt
Cocca. Um ihre vermögende Klientel
nicht zu verlieren, müssten sie neue Kom-
munikationsinstrumente wie zum Bei-
spiel Videokonferenzen nutzen. So könne
man im Ernstfall in kurzer Zeit viele Kun-
den auf einmal erreichen.

Dass Kunden, die ihre Anlageentschei-
dungen bereits vor Beginn der Krise kom-
plett ihrer Bank überlassen haben, zufrie-
dener mit deren Leistung sind, überrascht
nicht: Durch die Wiedererholung nach
dem Einbruch halten sich die Wertverlus-
te im Depot in Relation zur Gesamtdimen-
sion der Krise offenbar überwiegend noch
in Grenzen.
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Schweizer Studie: Private Investoren hielten ihre Aktien / Schlechte Noten für Berater maf. FRANKFURT. Klimarisiken be-

drohen die Finanzstabilität, weil sie
hohe Verluste verursachen können. Zu-
dem gefährden sie die menschliche
Existenz. Der stellvertretende General-
direktor der Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich (BIZ), Luiz Awazu
Pereira da Silva, vergleicht die aktuelle
Corona-Krise mit den Klimarisiken.
Beide Gefahren erforderten deutlich
mehr internationale Zusammenarbeit.

Nachhaltige Finanzierungen und An-
lagen gewinnen an Bedeutung und wer-
den von der Politik vorangetrieben. Un-
ter dem Begriff Nachhaltigkeit fasst der
Finanzmarkt Klima- und Umwelt-
schutz, soziale Entwicklung sowie gute
Unternehmensführung zusammen.
Nach den englischen Begriffen Environ-
mental, Social und Governance hat sich
als Abkürzung ESG durchgesetzt. Die
Europäische Kommission will nicht nur
den Finanzmarkt nachhaltig ausrich-
ten, sondern hat nun auch ihr Regel-
werk für krisenbedingte Staatshilfen
daran gekoppelt.

In der Corona-Krise haben soziale
Anleihen einen großen Schub erhalten.
Sie dienen zum Beispiel Wohnungsbau
oder Gesundheit. Nun hat die Bank of
America ihre erste Corona-Anleihe
über 1 Milliarde Dollar aufgelegt, um
soziale Projekte in Reaktion auf die Co-
rona-Krise zu finanzieren. Einen ähnli-
chen Schuldtitel hat der amerikanische
Versicherer USAA Corp. über 800 Mil-
lionen Dollar begeben. Aus Bankenkrei-
sen verlautet, dass sich derzeit viele
staatliche oder staatsnahe Emittenten
mit der Emission von sozialen Anlei-
hen, die speziell auf die Corona-Schä-
den zugeschnitten sind, befassen.

Der Brasilianer Da Silva vergleicht
die vermehrt und immer verheerende-
ren Unwetterkatastrophen mit einem
„Grünen Schwan“. Sein Vergleich be-
zieht sich auf das Phänomen des
„Schwarzen Schwans“, worunter einma-

lige Ereignisse mit schweren Folgeschä-
den wie zum Beispiel der Lehman-Kol-
laps verstanden werden. Das Corona-Vi-
rus stellt für den BIZ-Direktor einen
„Grünen Schwan“ dar.

Ebenso wie der Klimawandel verur-
sache die Pandemie Schäden, die nicht
vorhersehbar seien. Schon Anfang des
Jahres hatte die BIZ, die Bank der Zen-
tralbanken, zusammen mit der Banque
de France eine Studie veröffentlicht,
die unter dem Titel „Grüner Schwan“
aufzeigt, wie die Klimarisiken die Geld-
politik überfordern. Klimakatastro-
phen und Pandemien belasteten die
Weltwirtschaft erheblich. Beide sind
für Da Silva das Ergebnis von Änderun-
gen der Ökosysteme. Über die wirt-
schaftlichen und finanziellen Schäden
hinaus bedrohen sie Menschen.

Schließlich erkennt der frühere stell-
vertretende Notenbankchef Brasiliens
eine weitere Parallele: Die Wissen-
schaft warnt regelmäßig vor der sehr
hohen Wahrscheinlichkeit solcher Er-
eignisse, trotzdem scheitere das Finanz-
system daran, die potentiell hohen Kos-
ten systematisch zu erörtern und diese
in der Risikoklassifizierung und den
Preisen zu berücksichtigen. Angesichts
der globalen Dimension dieser Risiken
fordert da Silva mehr internationale
Zusammenarbeit.

Da Klimarisiken und Pandemien die
Finanzstabilität bedrohten, seien auch
die Notenbanken gefordert. Doch für
Da Silva gibt es keine Wunderwaffe.
Er hält die Kosten zur Prävention und
zur Absicherung für entscheidend, um
diese Risiken zu reduzieren und besser
zu bewerten. Seiner Ansicht nach ist
die Versicherungsprämie ein ver-
gleichsweise geringer Preis für Nach-
haltigkeit und Widerstandsfähigkeit.
Klimarisiken und Pandemien verdeut-
lichten den Konflikt zwischen Effi-
zienz und Widerstandsfähigkeit von
Wirtschaftssystemen.

„Die Folgen werden irreversibel sein“

Es gibt nur einen
grünen Ausweg aus der

Krise, sagt Joschka
Fischer im Gespräch.
Christian Staub vom
Vermögensverwalter

Fidelity warnt dagegen
vor zu drastischen

Maßnahmen.

Von Antonia Mannweiler,
Frankfurt

mfe. FRANKFURT. Nachdem Wire-
card Zweifel an der Transparenz sei-
ner Geschäftszahlen nicht ausräu-
men konnte, sind die Aktien des Un-
ternehmens noch stärker ins Visier
von Leerverkäufern gerückt. Aktuell
setzen zehn hauptsächlich spekulativ
veranlagte Investoren auf fallende
Kurse des Anbieters von Bezahl-
dienstleistungen. Die offenen Positio-
nen dieser Leerverkäufer besitzen
laut der Finanzdatenbank Bloomberg
einen Marktwert von rund 1,2 Milliar-
den Euro und entsprechen 10,3 Pro-
zent des Aktienkapitals von Wire-
card. Zum Vergleich: Mitte Januar
wurden Leerverkäufe im Marktwert
von rund einer halben Milliarde Euro
von vier Investoren gemeldet (F.A.Z.
vom 22. Januar). Gemessen am
Marktwert der Leerverkäufe, führt
Wirecard aktuell die Liste aller
Short-Positionen auf dem deutschen
Aktienmarkt mit weitem Abstand vor
Lufthansa (469 Millionen Euro), Evo-
tec (377 Millionen Euro) und Bayer
(325 Millionen Euro). Dabei wurden
die Positionen mehrerer Leerverkäu-
fer zusammengefasst. Zu den nach
Marktwert 10 größten aggregierten
Netto-Leerverkaufspositionen gehö-
ren ferner die Aktien von Deutsche
Wohnen, Deutsche Bank, LEG Immo-
bilien, Varta, Zalando und Thyssen-
Krupp. Veröffentlicht werden müs-
sen allerdings erst Positionen ab 0,5
Prozent des Aktienkapitals. Positio-
nen ab 0,2 Prozent sind der Finanz-
aufsicht Bafin zu melden, wovon die
Öffentlichkeit aber nichts erfährt.
Die Finanzaufsicht Bafin sieht in der
Zunahme der Wetten gegen Wirecard
noch keinen Anlass zum Eingreifen.
„Wir planen aktuell kein Leerver-
kaufs-Verbot bei Wirecard“, wurde
eine Sprecherin der Behörde am Frei-
tag zitiert. Hohe Netto-Leerverkaufs-
positionen allein seien kein Grund
für eine solche Maßnahme. In Folge
dieser Bafin-Aussage verlor der Ak-
tienkurs von Wirecard stark und ging
mit einem Minus von 9 Prozent aus
dem Handel. Im Februar 2019 dage-
gen hatte die Bafin für die Dauer von
zwei Monaten Leerverkäufe auf die
Wirecard-Aktie verboten. Es war das
erste Mal, dass die Behörde ein sol-
ches Verbot für die Aktie eines einzel-
nen Unternehmens aussprach. Hin-
tergrund dieses außergewöhnlichen
Schritts war damals die Befürchtung,
dass einzelne Akteure Informations-
vorsprünge zu Lasten anderer Anle-
ger ausnutzen könnten.

sibi. FRANKFURT. Es ist bemerkens-
wert: Während fast die gesamte sonsti-
ge Energie in der Corona-Krise we-
gen des Nachfrageeinbruchs deutlich
billiger wurde, ist der Strompreis für
Verbraucher sogar gestiegen. Das bele-
gen Zahlen des Statistischen Bundes-
amtes für April. Demnach mussten
Verbraucher für Strom gegenüber
dem Vorjahresmonat 4,4 Prozent
mehr zahlen, gegenüber dem Vormo-
nat immerhin noch 0,3 Prozent. Die
Internetportale Verivox und Check 24
bestätigen: Der Strompreis für Ver-
braucher in Deutschland erreichte im
April den höchsten Stand in der Ge-
schichte. Im Schnitt zahlte ein Haus-
halt 30,23 Cent je Kilowattstunde.

Und das, obwohl die Stromnachfra-
ge in Deutschland durch den Lock-
down der Wirtschaft deutlich zurück-
gegangen ist. Im April lag sie zeitwei-
se 12 Prozent unter Durchschnitt. Ent-
sprechend ging der Spotpreis an der
Strombörse zurück – und rutschte an
manchen Tagen, wie bei amerikani-
schem Öl, ins Negative.

Nun machen Steuern und Abgaben
am Strompreis einen erheblichen An-
teil aus, insgesamt etwa 75 Prozent.
Das verhindert sicherlich, dass der
Strompreis für Verbraucher eins zu
eins mit den internationalen Energie-
preisen sinkt. Zum 1. Januar war zu-
dem die EEG-Umlage zur Förderung
der erneuerbaren Energien um 0,35
Cent auf 6,756 Cent je Kilowattstun-
de angehoben worden. Außerdem
sind die sogenannten Netzentgelte in
manchen Tarifgebieten gestiegen.

Das alles erkläre aber nicht wirk-
lich, warum der Strompreis nicht stär-
ker auf die rückläufige Nachfrage rea-
giere, meint Udo Sieverding, Energie-
fachmann der Verbraucherzentralen.
Die Internetplattformen verweisen
zwar auf sehr langfristige Bezugsver-
träge der Stromversorger. Steffen Bu-
kold vom Beratungsunternehmen
Energy Comment meint aber, ähnlich
wie beim Erdgas machten sich Privat-
haushalte oft nicht die Mühe, Tarife
zu vergleichen und zu wechseln. Des-
halb würden sinkende Preise nicht
weitergereicht. Verivox aber hat noch
eine andere Theorie: Womöglich
müssten die Stromversorger bei Privat-
haushalten, anders als bei Unterneh-
men, gar nicht überall auf eine sinken-
de Stromnachfrage reagieren. Weil es
dort eine stabile oder sogar leicht stei-
gende Nachfrage gab – unter anderem
wegen des Homeoffice.

Finanzsystem ohne Virenschutz
Bank der Zentralbanken erkennt „Grünen Schwan“
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